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Fachplanungsrechtliche Zulassung

Formelle und verfahrensmäßige Voraussetzungen
Materielle Voraussetzungen

Planrechtfertigung
Planungsleitzsatz
Optimierungsgebote
fachplanungsrechtliches Abwägungsgebot (alle betroffenen Rechtsgüter u. Belange)
Variantenuntersuchung

Alle fachplanungsrechtlichen Zulassungsvoraussetzungen erfüllt?

Veränderung der Gestalt oder Nutzung von
Grundflächen oder des mit der belebten Bodenschicht in

Verbindung stehenden Grundwassersspiegels?

Erhebliche  Beeinträchtigungen der Leistungs- oder
Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes oder des

Landschaftsbildes?

Ja

Ja

Nein

Ja

keine Vorhabenzulassung

Nein

Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung gemäß §§ 18 ff BNatSchG
(Inhalte und Abfolge s. nächste Seite; zur Unterscheidung verschiedener Vorhaben s. Exkurs II)

Nein

Ablaufschema der Eingriffsregelung, Teil 1

keine Rechtsfolgen, d.h. keine
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen

Rechtsfolgen/Maßnahmen bei
naturschutzrechtlichem Eingriff durch
ein fachplanungsrechtlich zulässiges

Vorhaben

Wird der Eingriffstatbestand erfüllt?
(s. dazu im einzelnen vorige Seite)

1. Schritt:
Können die Beeinträchtigungen ganz oder

teilweise vermieden werden?

keine Rechtsfolgen, d.h. keine Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen

Ja

Nein

2. Schritt:
Können die unvermeidbaren erheblichen

Beeinträchtigungen ausgeglichen werden?

Vermeidungsgebot:
Unterlassung / Minimierung von

vermeidbaren Beeinträchtigungen
§ 19 Abs. 1
BNatSchG

Ausgleichsgebot:
Vorrangige Verpflichtung zum Ausgleich

unvermeidbarer erheblicher
Beeinträchtigungen

§ 19 Abs. 2  BNatSchG

Ja

Ja

Nein

Gehen die Belange des
Naturschutzes und der
Landschaftspflege aus

sonstigen Gründen im Range
vor?

Untersagung des Eingriffs:
Der Vorrang der Naturschutzbelange bei

Vorliegen nicht ausgleichbarer erheblicher
Beeinträchtigungen führt zur Unzulässigkeit

des Vorhabens
§ 19 Abs.3 BNatSchG

Nein

3. Schritt
Können die verlorengehenden Funktionen

ersetzt werden?

Ersatzleistung:
Verpflichtung zu Ersatzmaßnahmen

für unvermeidbare nicht ausgleichbare
Beeinträchtigungen

§ 19 Abs. 2 BNatSchG

Ablaufschema der Eingriffsregelung, Teil 2

Werden Lebensräume
der streng geschützten

Arten vernichtet?

Sprechen zwingende
Gründe des

überwiegenden
öffentlichen Interesses

für das Vorhaben?

Zulassung
des Eingriffs, ggf.
Festsetzung eines
Ersatzgeldes nach

Landesrecht

Zulassung
des Eingriffs, ggf.
Festsetzung eines
Ersatzgeldes nach

Landesrecht

Ja

Nein

Nein

Ja

Nein

 Nein

Ja

Ja


